
 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1246/2020/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 01.12.2020 

Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2020 öffentlich 

 

Nachwahl in gemeindliche Ausschüsse; hier: Rücktritt eines 
bürgerlichen Mitglieds 
 
Sachverhalt: 
Das bürgerliche Mitglied, Helena Weinberg, CDU, ist aufgrund Ihres Wegzugs aus 
Moorrege zurückgetreten. Frau Weinberg war stimmberechtigtes Mitglied im Aus-
schuss für Jugendpflege und Sport der Gemeinde Moorrege. Für diesen Ausschuss 
muss eine Nachwahl erfolgen. 
Die CDU Fraktion schlägt als Nachfolgerin Frau Irma Aschert vor.  
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: ./. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung Moorrege wählt Frau Irma Aschert als stimmberechtigtes 
Mitglied in den Ausschuss für Jugendpflege und Sport der Gemeinde Moorrege als 
Nachfolgerin für das ausgeschiedene Mitglied Helena Weinberg. 
 
 
 
__________________ 
Wolfgang Balasus! 
 
 
Anlagen: 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1240/2020/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 18.11.2020 

Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2020 öffentlich 

 

Neufassung der Hauptsatzung 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
In Anbetracht der Auswirkungen durch die Corona-Pandemie hat der Landesgesetz-
geber die Gemeindeordnung Schleswig-Holstein geändert. Es wurde der § 35a GO 
„Sitzungen in Fällen höherer Gewalt“ eingerichtet. Dadurch wird es ermöglicht, dass 
bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren au-
ßergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen 
und -vertreter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschwert oder verhindert, die 
notwendigen Sitzungen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der 
Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden können. Sofern 
eine Gemeinde das für sich vorsehen möchte, ist eine Regelung in der Hauptsatzung 
notwendig. Hierzu sind einige weitere Anmerkungen notwendig, die sich auch aus 
den weiteren gesetzlichen Vorgaben ergeben: 
 
1) Eine Sitzung im Rahmen einer Videokonferenz muss, dem Regel-

Ausnahmeverhältnis folgend, notwendig sein. Eine solche Sitzung wird somit nur 
dann möglich, wenn die Arbeit des Beschlussgremiums nicht möglich und somit 
die Handlungsfähigkeit der Gemeinde gefährdet wäre. Das bedeutet, dass im 
Fall einer Sitzung per Videokonferenz auch nur solche Tagesordnungspunkte 
behandelt werden können, die keinen Aufschub dulden, beispielsweise weil an-
dernfalls ein Schaden droht. 

 
2) Nach Auffassung der Kommunalaufsicht kann kein Gremienmitglied verpflichtet 

werden, sich in eine Videokonferenz einzuwählen. Über dann geltende Alternati-
ven gibt es noch keine endgültige Auffassung der Aufsichtsbehörden. § 35a GO 
eröffnet sowohl die Möglichkeit, eine Sitzung gänzlich als Videokonferenz durch-
zuführen, als auch eine Hybridlösung zu wählen, in der z.B. nur die Mitglieder, 
die zu Risikogruppen zählen, per Video zugeschaltet werden. 

 
3) Es sind geeignete technische Hilfsmittel einzusetzen, durch die die Sitzung ein-
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schließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton 
an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Öffentlichkeit der 
Sitzungen ist durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich 
zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare 
Einbindung der Öffentlichkeit über Internet herzustellen. Das bedeutet, dass die 
Sitzungen in einem physischen Raum (z.B. Dorfgemeinschaftshaus, Turnhalle, 
Gaststätte) zu übertragen sind. Die Einwohner*innen verfügen über Teilnahme-
rechte. Es muss somit eine Räumlichkeit sein, die auch über entsprechende Ka-
pazitäten verfügt, um die Vorgaben der dann gegebenen Schutzregelungen ein-
zuhalten (z.B. Abstands- und Kontaktverbote). Weiter muss die Sitzung zeitgleich 
im Internet übertragen werden. 

 
4) Die technischen Hilfsmittel zur Übertragung der Sitzungen in einem physischen 

Raum und im Internet müssen die Wahrung der Teilnahmerechte sicherstellen. 
Dazu gehört z.B. auch, dass die in dem physischen Raum anwesenden Einwoh-
ner*innen, oder die Einwohner*innen, die die Sitzung zu Hause im Internet ver-
folgen, ihr Teilnahmerecht während der Einwohnerfragestunde ausüben können. 
Auf die Einwohnerfragestunde dürfte nur in Ausschusssitzungen verzichtet wer-
den (das müsste die Hauptsatzung dann so regeln). Es ist noch nicht abschlie-
ßend geklärt, ob eine Einwohnerfragestunde in der Form gestaltet werden kann, 
dass die Einwohner*innen ihre Fragen und Anregungen vorab per Mail oder Post 
an den Vorsitzenden bzw. die Verwaltung übersenden. Dann wären u.a. Nach-
fragen nicht mehr möglich. 
Zu klären ist auch, was passiert, wenn während einer Sitzung Teilnehmer*innen 
aus technischen Gründen aus der Konferenz fliegen und sich über einen länge-
ren Zeitpunkt oder gar nicht mehr einwählen können. 
Unklar ist weiter, wie mit befangenen Gremienmitgliedern umgegangen wird. Im 
Gegensatz zur Präsenzsitzung hätten diese online immer die Möglichkeit, über 
den Livestream für die Einwohner*innen die Beratung und Beschlussfassung 
trotzdem weiter zuzusehen. 

 
5) Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und die 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durchführung 
der Sitzung einschließlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten werden. 
Die Verantwortung liegt hierbei bei d. Vorsitzenden. Sie/Er hat sicherzustellen, 
dass die Übertragung jederzeit gesichert ist, dass auch nur wirklich die Teilnah-
meberechtigten Zugang zur Sitzung haben (wichtig bei der Behandlung nichtöf-
fentlicher Sitzungsteile, oder bei dem Ausschluss von Gremienmitglieder auf-
grund von Befangenheit) und dass jederzeit die kommunalrechtlichen Vorgaben 
(z.B. offene Abstimmungen, geregelte Verhandlungsleitung, Wahrung der Be-
schlussfähigkeit, etc.) eingehalten werden. 

 
6) Zu beachten ist, dass die Durchführung der Sitzungen im Rahmen einer Video-

konferenz personellen Mehraufwand durch die Verwaltung erzeugen. Nicht jede/r 
Vorsitzende wird in der Lage sein, Sitzungen als Videokonferenz mit den sich da-
raus ergebenden technischen Umständen zu leiten. Sinnvoll scheint es daher zu 
sein, dass sich Vorsitzende/r und Sitzungsbegleitung/Protokollführung in einem 
Raum gemeinsam treffen, um die Videokonferenz zu leiten und d. Vorsitzende/n 
zu unterstützen. Einige Verwaltungen im Land lassen die Sitzungen auch unter 
der Leitung d. Vorsitzenden durch eine Person der Verwaltung „moderieren“, die 
dann die Technik handelt. Zeitgleich ist Personal in die Räumlichkeit abzustellen, 



in denen die Sitzungen übertragen werden. Hier muss mindestens eine Person 
zur Organisation zur Verfügung stehen. 

 
7) Eine Regelung in der Hauptsatzung kann auf die Sitzungen der Ausschüsse er-

weitert werden. Das gilt auch für Jugend- oder Seniorenbeiräte. 
 
8) Die Durchführung von Wahlen ist bei Sitzungen als Videokonferenz nicht mög-

lich. 
 
Mit der jetzigen Anpassung der Hauptsatzung würde erstmal nur die rechtliche 
Grundlage gesetzt werden, um überhaupt Sitzungen in der Form einer Videokonfe-
renz durchführen zu können. An das Tool zur Durchführung der Videokonferenzen 
sind umfangreiche Voraussetzungen geknüpft. Neben einer einfachen Bedienung, 
der Einhaltung rechtlicher Vorgaben an eine Sitzung sind es vor allem die daten-
schutzrechtlichen Bedingungen, die einzuhalten sind. Zurzeit vielfach genutzte Tools 
wie z.B. „Zoom“, Microsoft Teams“ oder „Skype Business“ scheiden daher momentan 
aus. Noch steht kein zertifiziertes Programm zur Verfügung. 
 
Vom Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung gibt es 
einen Vorschlag zur Regelung in der Hauptsatzung: 
 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 
 
(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 

außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertrete-
rinnen und -vertreter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder 
verhindern, können die notwendigen Sitzungen der Gemeindevertretung ohne 
persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz 
durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 
durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen 
zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen 
werden. Die Entscheidung hierüber trifft die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister. 

 
(2) Sitzungen der Ausschüsse können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den. Die Entscheidung hierüber trifft die oder der Versitzende des jeweiligen 
Ausschusses in Absprache mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister. 
 

(3) Wahlen dürfen in einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 nicht durchgeführt werden. 
 

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im 
Fall der Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Be-
ratungsgegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
stellen und Vorschläge und Anregungen unterbreiten können. Das Verfahren 
wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 bekanntge-
macht. 
 

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche 
Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch 
eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung über Internet her-
gestellt.  



Es wird empfohlen, diesen Mustertext zu übernehmen. 
 
Umlaufbeschlüsse werden grundsätzlich nach der Gemeindeordnung nicht möglich 
sein. Die Landesregierung behält sich weiterhin vor, diese nur per Erlass in Einzelfäl-
len möglich zu machen. 
 
Neben der Einführung der Voraussetzungen zur Abhaltung von Sitzungen im 
Rahmen einer Videokonferenz, ist es sinnvoll bzw. erforderlich, dass die 
Hauptsatzung zu folgenden Punkten angepasst wird: 
 
Eine weitere Anpassung der Hauptsatzung betrifft die Änderung der Regelungen zu 
den Bekanntmachungen. Im September dieses Jahres ist die Bekanntmachungsver-
ordnung des Landes S.-H. angepasst worden. Kurz gesagt, ist es nun möglich, nur 
das Internet als einzige Bekanntmachungsform einzusetzen, ohne dass vorab ein 
Hinweis in der Tageszeitung erfolgen muss. Sofern die Bekanntmachungsform Inter-
net genutzt wird, muss die Satzung künftig darauf hinweisen, dass sich jede Person 
Satzungen und Verordnungen kostenpflichtig zusenden lassen kann und Textfas-
sungen am Sitz der Behörde zur Mitnahme ausliegen oder bereitgehalten werden. 
 
In der Hauptsatzung ist jetzt folgende Regelung bezüglich der Bekanntmachungen 
vorhanden: 
 

§ 10 
Veröffentlichungen 

(zu beachten: Bekanntmachungsverordnung) 
 

(1) Satzungen und Verordnungen der Gemeinde werden auf der Homepage des 
Amtes Moorrege (www.amt-gums.de) bekannt gemacht: Die Veröffentlichung ist 
mit dem Ablauf des Tages bewirkt, an dem sie im Internet verfügbar ist. Innerhalb 
des Zeitraumes von 3 Tagen ist vorher ein Hinweis auf die Bekanntmachung in 
der Zeitung „Holsteiner Allgemeine“ unter Angabe der Internetadresse abzudru-
cken. 
 

(2) Bekanntmachungen über Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemein-
devertretung gelten mit Ablauf des Tages der Bereitstellung im Internet als be-
wirkt. Die Bekanntmachung im Internet muss bis zum Ablauf des Tages nach der 
Sitzung verfügbar sein. Satzungen und Verordnungen bleiben auch nach der Be-
kanntmachung dauerhaft auf der Homepage bestehen. 
 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen 
ist in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen 
Monat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der 
Auslegung sind auch in dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Datum 
zu vermerken. 
 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen 
ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 
Für die Gemeinde Moorrege ist somit bereits die Bekanntmachungsform des Inter-
nets geregelt. Auf den Hinweis zur Bekanntmachung in der „Holsteiner Allgemeinen“ 
ist künftig zu verzichten. Die nach dem Baugesetzbuch erforderlichen Bekanntma-



chungen müssen weiterhin aufgrund aktueller Rechtslage über die Veröffentlichung 
in der „Holsteiner Allgemeinen“ und zusätzlich im Internet erfolgen. Der beigefügte 
Entwurf der Hauptsatzung sieht das so vor. 
 
Es wurde der Hinweis in die Hauptsatzung ausgenommen, dass die Entschädigun-
gen in einer separaten Satzung geregelt sind. 
 
Über die Annahme oder Vermittlung einer Spende, Schenkung oder ähnlichen Zu-
wendung zu entscheidet nach § 76 Abs. 4 GO grundsätzlich die Gemeindevertre-
tung. Diese Entscheidungen können bis zu einer bestimmenden Wertgrenze auf d. 
Bürgermeister/in übertragen werden. Es ist üblich und praxisnah, so zu verfahren. Es 
wird empfohlen, in die Hauptsatzung eine Regelung entsprechend der Regelungen 
für die anderen Gemeinden des Amtes aufzunehmen. Ein entsprechender § wurde in 
den Entwurf der Hauptsatzung eingearbeitet. Die dort genannte Wertgrenze orientiert 
sich an der Regelung in § 2 Abs. 2, Nr. 5 der Hauptsatzung. Über die Annahme oder 
Vermittlung einer Spende, Schenkung oder ähnlichen Zuwendung, die über 50 Euro 
hinausgehen, hat d. Bürgermeister/in gemäß § 76 Abs. 4 GO der Gemeindevertre-
tung einen Bericht vorzulegen. 
 
 
 
Finanzierung: -/-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde 
Moorrege. 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
 
Anlagen: 
 
Entwurf der Neufassung der Hauptsatzung der Gemeinde Moorrege.  
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H a u p t s a t z u n g  
der Gemeinde Moorrege (Kreis Pinneberg) 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. 
Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
7. September 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 514) wird nach Beschluss der Gemeindevertre-
tung vom              und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Pinneberg folgende 
Hauptsatzung für die Gemeinde Moorrege erlassen: 

 
 

§ 1                                         
Wappen, Flagge, Siegel 
(zu beachten: § 12 GO) 

 
(1) Das Wappen ist durch einen silbernen Wellenbalken von Schwarz und Grün schräg 

links geteilt. Es zeigt vorn fünf 2:2:1 gestellte goldene Kugeln, hinten einen gestürzten 
goldenen Anker unter einem vierspeichigen goldenen Maschinenrad. 

 
(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf weißem Tuch etwas zum Liek hin versetzt das Ge-

meindewappen in wappengerechter Tingierung. 
 
(3) Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift: "Gemeinde Moor-

rege, Kreis Pinneberg" 
 
(4) Die Verwendung des Gemeindewappens und der Gemeindeflagge durch Dritte be-

darf der Genehmigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. 
 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

(zu beachten: §§ 16 a, 27, 28, 34, 35, 43, 47, 50, 51, 82, 84 GO) 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich 
übertragenen Aufgaben. 
 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 
 

1. Stundungen bis zu einem Betrag von 3.750 €, 

 

2. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und Niederschlagung solcher Ansprü-
che, Führung von Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein 
Betrag von 1.250 € nicht überschritten wird, 
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3. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegen-
standes einen Betrag von 7.500 € nicht übersteigt, 

 

4. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des 
Vermögensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 7.500 € nicht 
übersteigt, 

 

5. Annahme von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert von 
7.500 €, 

 

6. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, 

 

7. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 7.500 €, 

 

8. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 
3.750 €. 

 

9. Abschließende Entscheidung über das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 
Abs. 1 BauGB für Vorhaben nach den §§ 33 und 34 BauGB. Bei folgenden 
Vorhaben hat sie oder er sich im Vorwege die Zustimmung des Bau- und Um-
weltausschusses einzuholen: 

• Wohnungsbauten mit mehr als 4 Wohneinheiten 

• Gewerbebauten mit mehr als 300 qm Nutzfläche 

 

10. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für Vor-
haben zu Ausnahmen und Befreiungen von Bebauungsplänen nach § 31 
BauGB sowie Vorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB im Falle einer 
drohenden Verfristung. 

 
 

§ 3 
Gleichstellungsbeauftragte  

(zu beachten: § 22 a AO) 
 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Geest und Marsch Südholstein kann an den 
Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für 
nichtöffentliche Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig 
bekanntzugeben. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das 
Wort zu erteilen. 
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§ 4 

Ständige Ausschüsse 

(zu beachten: §§ 16 a, 22 Abs. 4, §§ 45, 46, 94 Abs. 5 GO) 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 
 

A u s s c h ü s s e A u f g a b e n g e b i e t 

a. Finanzausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Erlass von gemeindlichen Satzungen, Fi-
nanzwesen, Steuerwesen, Grundstücks-
angelegenheiten, Vorbereitung der ab-
schließenden Stellungnahme zu den Prü-
fungsfeststellungen der überörtlichen Prü-
fungen 

b. Bau- und Umweltausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Bau-, Planungs-, Siedlungswesen, Wege-
angelegenheiten, Umwelt und Energie, 
Kleingartenangelegenheiten,  

 

Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für Vorha-
ben nach §§ 33, 34 BauGB bei  

• Wohnungsbauten mit mehr als 4 
Wohneinheiten 

• Gewerbebauten mit mehr als 300 qm 
Nutzfläche, 

Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für Vorha-
ben nach §§ 31, 35 BauGB (Wenn Verfris-
tung droht, kann die Bürgermeisterin/der 
Bürgermeister auch in diesen Fällen vor-
behaltlich einer nachträglichen Genehmi-
gung das gemeindliche Einvernehmen er-
teilen. § 2 Abs. 2 Nr. 10) 

c. Schul- und Kulturausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

 

Schul-, Kultur-, Gemeinschafts- und Bü-
chereiwesen 

d. Ausschuss für Jugendpflege und 
Sport 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

4 Bürgerinnen und Bürger, die der 

  

Jugendpflege und Förderung des Sports 
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Gemeindevertretung angehören können 

e. Sozialausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Sozialwesen, Kindertagesstätten, Senio-
renangelegenheiten 

f.    Ausschuss zur Prüfung der    

      Jahresrechnung 

4 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

  

Prüfung der Jahresrechnung 

 
(2) Jede Fraktion kann die ihr angehörenden Gemeindevertreterinnen und -vertreter so-

wie wählbare Bürgerinnen und Bürger zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern 
vorschlagen. Die stellvertretenden Ausschussmitglieder dieser Pool-Stellvertretung 
werden – getrennt nach Fraktionen – in der Reihenfolge tätig, in der sie gewählt wor-
den sind. 
 

(3) Die Entscheidung über das Vorliegen von Ausschließungsgründen in Zweifelsfällen 
wird gemäß § 22 Abs. 4 der Gemeindeordnung an die Ausschüsse übertragen. Über 
das Vorliegen eines Ausschließungsgrundes wird dabei mit einfacher Mehrheit ent-
schieden.  
 

 
 

§ 5 
Aufgaben der Gemeindevertretung 

(zu beachten: §§ 27,28 GO) 
 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach §§ 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidun-
gen, soweit sie sie nicht auf die Bürgermeisterin/den Bürgermeister oder auf ständige 
Ausschüsse übertragen hat. 
 
 

§ 6 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

(zu beachten: § 35a GO) 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren au-
ßergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen 
und -vertreter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, 
können die notwendigen Sitzungen der Gemeindevertretung ohne persönliche An-
wesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden. 
Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die Sitzung ein-
schließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle 
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Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 
die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

 

(2) Sitzungen der Ausschüsse können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden. 
Die Entscheidung hierüber trifft die oder der Versitzende des jeweiligen Ausschusses 
in Absprache mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister. 

 

(3) Wahlen dürfen in einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 nicht durchgeführt werden. 

 

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall 
der Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungs-
gegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten können. Das Verfahren wird mit der Tages-
ordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 bekanntgemacht. 

 

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche 
Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine 
Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 
 
 

§ 7 
Einwohnerversammlung 
(zu beachten: § 16 b GO) 

 
(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Ein-

wohnerinnen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die 
Einberufung einer Einwohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt. 

 
(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerver-
sammlung ergänzt werden, wenn mindestens 50 v. H. der anwesenden Einwohne-
rinnen und Einwohner einverstanden sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwoh-
nerversammlung sind öffentlich bekanntzugeben.  

 
(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung.  

 
(4) Sie oder er kann die Redezeit bis zu 5 Minuten je Rednerin oder Redner beschrän-

ken, falls dies zur ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung er-
forderlich ist. Sie oder er übt das Hausrecht aus.  

 
(5) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet der Einwohnerversamm-

lung über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. 
Einwohnerinnen und Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über 
Anregungen und Vorschläge aus der Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. 
Vor Abstimmung sind die Anregungen und Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie 
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gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen von mindestens 50 v.H. der an-
wesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Abstimmung 
über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 
nicht zulässig.  

 
(6) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Nieder-

schrift muss mindestens enthalten: 
1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung 
2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  
3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren, 
4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde, und 

das Ergebnis der Abstimmung. 
Die Niederschrift wird von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister und der Pro-
tokollführerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

 
(7) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindever-

tretung behandelt werden müssen, sollen dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung 
vorgelegt werden.  

 
 
 

§ 8 
Höchstbetrag für die Übertragung der Zustimmung zur Leistung über- und  

außerplanmäßiger Ausgaben und der Zustimmung zum Eingehen über- und  
außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen 

(zu beachten: § 82 Abs. 1, § 84 Abs. 1 GO) 
 

Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister kann die Zustimmung zur Leistung über- und au-
ßerplanmäßiger Ausgaben bis zu einem Höchstbetrag von 2.500 € sowie die Zustimmung 
zum Eingehen über- und außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen bis zu einem 
Höchstbetrag von 2.500 € übertragen. Die Genehmigung der Gemeindevertretung gilt in 
diesen Fällen als erteilt. 
 
 
 

§ 9 
Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern sowie Mitglieder der Aus-

schüsse 
(zu beachten: § 29 GO) 

 
Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern, Mitgliedern oder 
stellvertretenden Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO, der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen 
oder -vertreter, Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 46 Abs. 
3 GO, oder die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Geneh-
migung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wert-
grenze von 5.000 €, bei wiederkehrenden Leistungen von monatlich 500 €, halten. Ist 
dem Abschluss eines Vertrages eine Ausschreibung vorangegangen und der Zuschlag 
nach Maßgabe der Verdingungsordnung für Leistungen oder der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen oder der Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen erteilt wor-
den, so ist der Vertrag ohne Genehmigung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, 
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wenn er sich innerhalb einer Wertgrenze von 10.000 €, bei wiederkehrenden Leistungen 
von monatlich 1.000 €, hält. 
 

 
§ 10 

Verpflichtungserklärungen 
(zu beachten: § 51 GO) 

 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 7.500 €, bei wiederkehrenden 
Leistungen monatlich 750 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht 
den Formvorschriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. 
 
 

§ 11 

Spenden 

(zu beachten: § 76 Abs. 4 GO) 

 

(1) Die Gemeindevertretung hat über die Annahme oder Vermittlung einer Spende, 
Schenkung oder ähnlichen Zuwendung zu entscheiden. Die Entscheidung wird von 
der Gemeindevertretung bis zu einem Wert von 7.500,00 € auf die Bürgermeisterin 
oder den Bürgermeister übertragen. 

 

(2) Über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zu-
wendungen, die über 50,00 € hinausgehen, erstellt die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen und die 
Zuwendungszwecke anzugeben sind und leitet diesen der Gemeindevertretung zu. 

  
 

§ 12 

Entschädigung 

(zu beachten: Entschädigungsverordnung) 

 

Bestimmungen über die Entschädigung werden in einer gesonderten Entschädigungs-
satzung geregelt. 

 
  
 

§ 13 
Veröffentlichungen 

(zu beachten: Bekanntmachungsverordnung) 
 

(1) Satzungen der Gemeinde werden im Internet unter der Internetadresse www.amt-
gums.de mit dem Hinweis auf den Veröffentlichungstag veröffentlicht. 
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(2) Jede Person kann sich diese Satzungen kostenpflichtig zusenden lassen. Textfas-
sungen werden in der Amtsverwaltung des Amtes Geest und Marsch Südholstein 
bereitgehalten. 
 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in 
der Form des Absatzes 1 Satz 1 hinzuweisen. 
 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen eben-
falls in der Form des Absatzes 1 Satz 1, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
 

(5) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche örtliche Bekanntmachungen der Gemeinde 
erfolgen durch einmaliges Einrücken in den Zeitungen „Holsteiner Allgemeine“ und 
„Holsteiner am Wochenende“. Der Inhalt wird zusätzlich unter der Adresse nach Abs. 
1 ins Internet gestellt. 
 

 
§ 14 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

zu beachten: Datenschutz-Grundverordnung, Landesdatenschutzgesetz) 

(1) Namen, Anschrift, Funktion, Fraktionszugehörigkeit und Tätigkeitsdauer der Mitglie-
der der Gemeindevertretung sowie der sonstigen Ausschussmitglieder werden von 
der Gemeinde zu allen mit der Ausübung des Mandates verbundenen Zwecken ver-
arbeitet. Die Daten nach Satz 1 werden nach dem Ausscheiden aus dem Amt zu 
archivarischen Zwecken weiter verarbeitet.  
 

(2) Darüber hinaus verarbeitet die Gemeinde Anschrift und Kontoverbindung der Absatz 
1, Satz 1 genannten Personen für den Zweck der Zahlungen von Entschädigungen. 
Eine Übermittlung an Dritte findet nicht statt. 
 

(3) Für den Zweck, Gratulationen auszusprechen, kann die Gemeinde auch das Ge-
burtsdatum der in Absatz 1, Satz 1 genannten Personen verarbeiten, soweit dafür die 
Einwilligung der Betroffenen vorliegt. 
 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Daten von ehrenamtlich Tätigen. 
 

(5) Die Daten nach Absatz 1, Satz 1 werden durch die Gemeinde in geeigneter Weise 
veröffentlicht, gegebenenfalls zusammen mit weiteren Daten nach § 32 Absatz 4 Ge-
meindeordnung.  

 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des 
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Landrats des Kreises Pinneberg vom        erteilt. 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen. 
  
  
  
Moorrege, den  
  
  
 
Balasus       (S) 
Bürgermeister  





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1245/2020/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 30.11.2020 

Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2020 öffentlich 

 

Neuwahl der stellvertretenden Mitglieder der Ausschüsse 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
In der letzten Sitzung der Gemeindevertretung am 29.09.2020 wurde beschlossen, § 
4 Abs. 2 der Hauptsatzung wie folgt anzupassen: 
 
Jede Fraktion kann die ihr angehörenden Gemeindevertreterinnen und -vertreter so-

wie wählbare Bürgerinnen und Bürger zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern 

vorschlagen. Die stellvertretenden Ausschussmitglieder dieser Pool-Stellvertretung 

werden – getrennt nach Fraktionen – in der Reihenfolge tätig, in der sie gewählt wor-

den sind. 

 

Diese Formulierung bedeutet, dass jede/r Bürger/in, die/der zur Gemeindevertretung 
wählbar wäre, stellvertretendes bürgerliches Mitglied werden könnte. Das können 
also auch Personen sein, die bisher gar kein bürgerliches Mitglied in den Ausschüs-
sen sind. Es ist davon auszugehen, dass das so gewünscht ist, zumal die SPD-
Fraktion nur ein bürgerliches Ausschussmitglied hat. 
 
Die am 29.09.2020 beschlossene und die jetzt vorgeschlagene Regelung sieht eine 
Poolvertretung vor, die für alle Ausschüsse gilt. Es ist somit keine Poolvertretung ge-
trennt nach Ausschüssen. Wenn es einen Vertretungspool für alle Ausschüsse gibt, 
muss jeweils auf den konkreten Vertretungsfall abgestellt werden. Es ist hier nicht 
möglich, allen (stellvertretenden) bürgerlichen Ausschussmitgliedern generell alle 
Unterlagen (auch die nichtöffentlichen) aller Ausschüsse zur Verfügung zu stellen. Es 
wäre ebenfalls nicht möglich, ohne Vertretungsfall trotzdem an den Sitzungen eines 
Ausschusses (auch im nichtöffentlichen Teil) teilzunehmen. Das bedeutet in der Pra-
xis also, dass die Verwaltung nicht generell allen (stellvertretenden) bürgerlichen 
Mitgliedern alle Unterlagen für alle Ausschüsse zur Verfügung stellt. Wenn ein Ver-
tretungsfall eintreten sollte, und z.B. ein bürgerliches Mitglied des Ausschusses für 
Jugendpflege und Sport ein Mitglied des Sozialausschusses vertreten soll, muss sich 
dieses bürgerliche Mitglied die Unterlagen von der zu vertretenden Person selbst 

TOP Ö  19TOP Ö  19



besorgen, wenn die Verwaltung die Unterlagen nicht mehr rechtzeitig bereitstellen 
kann. 
Wenn es Pool-Vertretungen getrennt nach Ausschüssen geben würde, wäre es un-
problematisch. Dann würden alle Mitglieder eines Ausschusses und auch alle stell-
vertretenden Mitglieder in diesem Vertretungspool alle Unterlagen erhalten (auch die 
nichtöffentlichen). Die Mitglieder dieses Vertretungspools eines bestimmten Aus-
schusses hätten sogar ohne Vertretungsfall Teilnahmerecht an den nichtöffentlichen 
Sitzungsteilen. 
 
Insofern sollte so verfahren werden, dass für jeden Ausschuss ein Vertretungspool 
festgelegt wird.  
 
Es wird somit vorgeschlagen, § 4 Abs. 2 der Hauptsatzung wie folgt zu ändern: 
 
Jede Fraktion kann die ihr angehörenden Gemeindevertreterinnen und -vertreter so-

wie wählbare Bürgerinnen und Bürger zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern für 

eine Pool-Vertretung – getrennt nach Ausschüssen – vorschlagen. Die stellvertreten-

den Ausschussmitglieder dieser Pool-Stellvertretungen werden – getrennt nach Frak-

tionen – in der Reihenfolge tätig, in der sie gewählt worden sind. 

 
Sofern man bürgerliche Mitglieder als stellvertretende Ausschussmitglieder vorsieht, 
kann es passieren, dass in einer Sitzung die Zahl der bürgerlichen Mitglieder die Zahl 
der Gemeindevertreter/innen (entgegen der Festlegung in der Hauptsatzung) über-
steigt. Das ist soweit unproblematisch. Es wäre nur aber rechtswidrig, wenn ein die 
Zahl der bürgerlichen Ausschussmitglieder dauerhaft höher ist als die Zahl der Ge-
meindevertreter/innen. Auch ist es rechtswidrig, wenn sich ein/e Gemeindevertre-
ter/in dauerhaft vertreten lässt, ohne dass ein wirklicher Verhinderungsgrund vorliegt. 
Der Umstand, dass eine Besetzung eines Ausschusses mit eigenen bürgerlichen 
Mitgliedern nicht möglich war, rechtfertigt nicht zum Einsatz einer (dauerhaften) bür-
gerlichen Stellvertretung. Mit diesem Umstand müssen nun mal insbesondere kleine-
re Fraktionen leben. 
 
 
 
Finanzierung: -/-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung wählt die Mitglieder des Stellvertreterpools ausschussweise 
und fraktionsweise in der folgenden Reihenfolge: 
 

Ausschuss 
Fraktionen 

CDU FWM Grüne SPD 

Finanzausschuss 1. 
2. 
3. 

1. 
2. 
3. 

1. 
2. 
3. 

1. 
2. 
3. 



. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

Bau- u. Umwelt-
ausschuss 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

Schul- und Kul-
turausschuss 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

Ausschuss f. Ju-
gendpfl. u. Sport 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

Sozialausschuss 1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

Ausschuss z. Prü-
fung d. Jahres-
rechnung 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

1. 
2. 
3. 
. 
. 
. 

  
 
 
 
 
__________________ 
Balasus 
 
 
 
  
 
 
 





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 1217/2020/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bürgerservice und Ordnung Datum: 15.10.2020 

Bearbeiter: Kerstin Noffke AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 09.12.2020 öffentlich 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

26.11.2020 öffentlich 

 

Neufassung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen 
(Straßenreinigungssatzung) 
 
Sachverhalt:  
 
Die Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der Gemeinde Moorrege 
ist aus dem Jahr 1992 und sollte somit neu gefasst werden. 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Es wurde sich bei dem Entwurf der Neufassung an einem landesweiten Satzungs-
muster orientiert. Als Anlage ist der Satzung ein Straßenverzeichnis beigefügt (Anla-
ge 2). Das Verzeichnis enthält jede Straße innerhalb der Gemeinde. Anhand der Zu-
ordnung des Verzeichnisses zu § 2 ergibt sich für jeden Reinigungspflichtigen, wel-
che Straßenteile von ihm zu säubern sind. 
Die weiteren Änderungen ergeben sich aus der beigefügten Synopse (Anlage 3), die 
die alte Fassung der Satzung den vorgeschlagenen Änderungen gegenüberstellt. 
Insgesamt sollen die Änderungen erreichen, dass den Reinigungspflichtigen ihre 
Aufgaben deutlicher gemacht werden.  
 
 
Finanzierung: 
Es sind keine finanziellen Belastungen ersichtlich 
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Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt die 
Neufassung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der Gemein-
de Moorrege (Straßenreinigungssatzung).  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Wolfgang Balasus 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Entwurf der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen 
Anlage 2: Straßenverzeichnis 
Anlage 3: Synopse  
  
 
 
 



Neufassung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen 

Straßen  in der Gemeinde Moorrege 

Die wichtigsten Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung der Straßenreinigungssatzung stellen sich wie folgt dar:  

 Alte Fassung Neue Fassung  

 

 
                                          § 1 

                               Reinigungspflicht  

Alle öffentlichen Straßen (§§ 2,57 Straßen- und Wegegesetz 

sowie § 1 BFStrG) innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 

4 Abs.1 Sätze 2 und 3 Straßen- und Wege-gesetz) sind zu 

reinigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 1 
Reinigungspflicht 

 
(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Ver-

kehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Stra-
ßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei Bundes- und 
Landesstraßen jedoch nur innerhalb der Ortsdurchfahrten, als 
öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigungspflicht nicht nach 
§ 2 anderen übertragen wird. 

 
(2) Die Reinigungspflicht der Gemeinde umfasst die Reinigung der 

Fahrbahnen, der Gehwege sowie in den verkehrsberuhigten 
Bereichen der Mischverkehrsflächen. Die Fahrbahnen beinhal-
ten auch die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bus-
haltestellenbuchten sowie die Radwege. Gehwege sind diejeni-
gen Teile der Straße, deren Benutzung durch Fußgänger vor-
gesehen ist oder aber geboten ist. Die gemeinsamen Rad- und 
Gehwege laut § 41 Absatz 2 Straßenverkehrsordnung gelten 
als Gehwege. 

 
(3) Die Reinigung umfasst auch den Winterdienst. Der Winterdienst 

beinhaltet das Schneeräumen auf den Fahrbahnen, Gehwegen 
und Mischverkehrsflächen sowie bei Schnee- und Eisglätte das 
Bestreuen der Gehwege, Fußgängerüberwege, Mischverkehrs-
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flächen und der besonders gefährlichen Stellen auf den Fahr-
bahnen, bei denen die Gefahr auch bei Anwendung der im Ver-
kehr erforderlichen Sorgfalt nicht oder nicht rechtzeitig erkenn-
bar ist. 

 

 

                               § 2 

                       Auferlegung der Reinigungspflicht  

1.) Die Reinigungspflicht wird für die in der geschlossenen Ortslage lie-

genden Straßen in der Frontlänge der anliegenden Grundstücke den Ei-

gentümern dieser Grundstücke für  folgende Straßenteile auferlegt: 

a) die Gehwege, 

b) die Radwege, auch soweit deren Benutzung für Fußgänger ge-

boten ist, 

c) die Rinnsteine und Einläufe, 

d) die Gräben, 

e) die als Parkplatz für Kraftfahrzeuge besonders gekennzeichne-
ten Flächen. 

Die Rinnsteine und Einläufe in der Wedeler Chaussee, der Moorreger 

Chaussee und der Pinneberger Chaussee sind von der Reinigungs-

pflicht des Eigentümers ausgeschlossen. 

 

2.) Anstelle des Eigentümers trifft die Reinigungspflicht 

    a) den Erbbauberechtigten; 

    b) den Nießbraucher, sofern er unmittelbaren Besitz am gesamten    

 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht wird in der Frontlänge der anliegenden 

Grundstücke den Eigentümern für die im Verzeichnis aufgeführ-
ten Straßen (Anlage) auferlegt. 
 
Die Reinigungspflicht für Anlieger der Straßen der Reinigungs-
klasse 1 umfasst die nachstehenden Nummern 1 – 13. 
 
Die Reinigungspflicht für Anlieger der Straßen der Reinigungs-
klasse 2 umfasst lediglich die nachstehenden Nummern 3 – 13. 
 

1. Fahrbahnen und Mischverkehrsflächen, 
2. Rinnsteine, 
3. Bordsteine, 
4. Gehwege, 
5. Wohnwege, 
6. Fußgängerstraße, 
7. begehbare Seitenstreifen (befestigt und unbefestigt), 
8. die als Kfz-Parkplatz gekennzeichneten Flächen, 
9. Grünflächen zwischen Grundstück und Gehweg sowie 

Grünflächen zwischen Gehweg und Fahrbahn, 
10. Gräben, 
11. Grabenverrohrungen, die dem Grundstücksanschluss die-

nen, 
12. Hydranten und Hydrantenschilder, sowie 

 



         Grundstück hat, 

    c) den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze Wohngebäude   

        zur Benutzung überlassen ist. 

(3)  Ist der Reinigungspflichtige nicht in der Lage, seine Pflicht persönlich    

      zu erfüllen, so hat er eine geeignete Person mit der Reinigung zu be- 

      auftragen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                

13. Straßeneinläufe. 
 

Sind die Grundstückseigentümer beider Straßenseiten reini-
gungspflichtig, erstreckt sich die jeweilige Reinigungspflicht bis 
zur Straßenmitte. 
 

(2) Anstelle des Grundstückseigentümers trifft die Reinigungspflicht 
1. den Erbbauberechtigten, 
2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück 

selbst nutzt, 
3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze 

Wohngebäude zur Nutzung überlassen ist. 
 

(3) Wer zur persönlichen Erfüllung einer ihm oder ihr obliegenden 
Reinigungspflicht nicht in der Lage ist, hat eine geeignete Per-
son mit der Reinigung zu beauftragen. Der oder die Reini-
gungspflichtige bleibt gleichwohl für die Erfüllung der Reini-
gungspflicht verantwortlich. 

 
(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch 

schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde mit deren Zu-
stimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen, 
wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen 
wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange 
wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 



§ 3 

Art und Umfang der Reinigungspflicht  

1.)    Die zu reinigenden Straßenteile sind bei Bedarf  

mindestens aber einmal im Monat, zu säubern und vom 

Unkraut zu befreien. 

Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die dem Feuer-

löschwesen dienenden Wasseranschlüsse sind jederzeit 

sauber und von Schnee und Eis freizuhalten. Im übrigen rich-

tet sich Art und Umfang der Reinigung nach den örtlichen Er-

fordernissen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

2.) Die  Gehwege sind bei Glatteis mit abstumpfenden Stoffen zu be-

streuen. Als abstumpfende Stoffe sind nicht zugelassen: Hauskeh-

richt, Asche, Salz sowie ätzende Stoffe. Nach 20.00 Uhr enstehen-

des Glatteis ist bis 08.00 Uhr des folgenden Tages, in der Zeit von 

08.00 bis 20.00 Uhr enstehendes Glatteis so oft wie erforderlich 

unverzüglich zu beseitigen. Dies  gilt auch für Glätte, die durch 

festgetretenen Schnee entstanden ist. 

3.) Schnee ist in der Zeit von 08.00 bis 20.00 Uhr unverzüglich nach 

beendetem Schneefall zu entfernen, nach 20.00 Uhr gefallener 

Schnee bis 08.00 Uhr des folgenden Tages. Der Schnee ist so zu 

lagern, dass eine Gefährdung des Fußgänger- und Fahrverkehrs 

 
§ 3 

Art und Umfang der Reinigungspflicht 
 
(1) Die Reinigungspflicht umfasst die Säuberung der in § 2 Absatz 

1 genannten Straßenteile einschließlich der Beseitigung von 
Abfällen geringen Umfangs sowie Laub. Wildwachsende Kräu-
ter sind zudem von den Straßenteilen zu entfernen. 

 
(2) Fahrbahnen und Gehwege sind nach Bedarf, jedoch mindes-

tens zu jedem ersten Sonnabend im Monat, zu säubern. Die 
Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind 
sauber zu halten. Hydrantenschilder sind bei Bedarf freizu-
schneiden. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. 
Bei frostfreier Witterung ist mit leichter Bewässerung der Stau-
bentwicklung vorzubeugen. Kehricht und sonstiger Unrat sind 
nach Beendigung der Säuberung unverzüglich zu entfernen. 

 
(3) Die Geh- und Wohnwege sind in einer Breite von mindestens 

1,00 m von Schnee freizuhalten. In den Mischverkehrsflächen 
der verkehrsberuhigten Bereiche ist beim Winterdienst von den 
Anliegern ein Streifen von mindestens 1,00 m Breite, gemessen 
von der jeweiligen gemeinsamen Grenze zwischen den anlie-
genden Grundstücken und der öffentlichen Verkehrsfläche, zu 
räumen und zu streuen. Bei Eis- und Schneeglätte sind die 
Fußgängerüberwege und die besonders gefährlichen Stellen 
auf den von den Grundstückseigentümern zu reinigenden Flä-
chen zu bestreuen, hierbei sind abstumpfende Mittel vorrangig 
einzusetzen. 

 
(4) Auf Geh- und Wohnwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu 

streuen, wobei die Verwendung von Salz oder sonstigen auf-
tauenden Stoffen grundsätzlich unterbleibt; ihre Verwendung ist 
nur dann angebracht, wenn 



ausgeschlossen ist. 

4.) Die Geh- und Radwege sind in einer für den Fußgängerverkehr erfor-

derlichen Breite von Schnee freizuhalten und bei Glätte zu streuen. Auf 

den mit Sand, Kies oder Schlacke befestigten Gehwegen ist nur Glätte 

zu beseitigen; jedoch sind Schneemengen, die den Füßgängerverkehr 

behindern, unter Schonung  der Gehflächen zu entfernen. 

 

 
 
 

 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisre-

gen) durch den Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine 
hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 

b) an besonders gefährlichen Stellen an Gehwegen, z.B. an 
Rampen, durch den Einsatz von abstumpfenden Mitteln 
keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist. 

 
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder 
sonstigen auftauenden Materialien bestreut, salzhaltige oder 
sonstige auftauende Mittel enthaltender Schnee darf auf ihnen 
nicht abgelagert werden. 
 
Gleiches gilt für Straßen oder Straßenabschnitte, in denen ein 
besonderer Gehweg nicht ausgewiesen ist sowie für verkehrs-
beruhigte Bereiche. 
 

(5) Gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich 
nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach Entstehen der 
Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee bzw. 
entstandene Glätte ist bis 7.00 Uhr des Folgetages zu beseiti-
gen. Ist der Folgetag ein Sonn- oder Feiertag, hat die Beseiti-
gung bis 8.00 Uhr zu erfolgen. 

 
(6) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbus-

se müssen die Gehwege sowie die Flächen vor und in den 
Fahrgastunterständen so von Schnee freigehalten und bei Glät-
te bestreut werden, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang zum 
Verkehrsmittel gewährleistet ist. 

 
 
 
 
 



(7) Schnee und Eis sind auf dem nicht an die Fahrbahn grenzen-
den Teil des Gehweges – also zu den Grundstücken hin – unter 
Berücksichtigung der Zuwegung zu den Hauseingängen zu la-
gern. Die Lagerung muss die Passierbarkeit des 1 m breiten 
geräumten Wegteils erlauben. Die Einläufe in Entwässerungs-
anlagen, die Hydranten und die Hydrantenschilder sind von Eis 
und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken 
dürfen nicht auf den Gehweg oder die Fahrbahn geschafft wer-
den. 

 
 

 

                           
                                                   § 4 

Außergewöhnliche Verunreinigung von Straßen  

Wer eine öffentliche Straße verunreinigt, hat die Verunreinigung 

ohne Aufforderung und ohne schuldhafte Verzögerung zu besei-

tigen; andernfalls kann die Gemeinde die Verunreinigung auf 

Kosten des Verursachers beseitigen. Unberührt bleibt die Ver-

pflichtung des Reinigungspflichtigen, die Verunreinigung  zu be-

seitigen, soweit ihm dies zumutbar ist. 

. 
 
 

 

                         § 5 

            Grundstücksbegriff 

 
(1) Grundstücke im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die 

Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhänge Grundbesitz, der 
eine wirtschaftliche Einheit nach dem Bewertungsgesetz bildet. 

 

§ 4 
Grundstücksbegriff 

 
(3) Die Grundstücke sind grundsätzlich nach den steuerrechtlichen 

Bestimmungen zu bewerten. 
 
(4) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt auch ein Grund-

stück, das durch einen Graben, eine Böschung, einen Grün-
streifen, eine Mauer oder in ähnlicher Weise vom Gehweg oder 
von der Fahrbahn getrennt ist, gleich, ob es mit der Vorder-, der 
Rück- oder mindestens einer Seitenfront an einer Straße liegt. 
Satz 1 gilt nicht, wenn ein Geländestreifen zwischen Straße und 
Grundstück nach § 2 Straßen und Wegegesetz weder dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet noch Bestandteil der Straße ist. 

 
 

§ 5 
Außergewöhnliche Verunreinigung 

 
(1) Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus ver-

unreinigt, hat die Verunreinigung gemäß § 46 Straßen- und 
Wegegesetz ohne Aufforderung und ohne schuldhafte Verzöge-

 



 
(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt auch ein Grundstück, 

das durch einen Graben, eine Böschung, einen Grünstreifen, ei-
ne Mauer oder in ähnlicher Weise vom Gehweg, Radweg oder 
von der Fahrbahn getrennt ist, gleich, ob es mit der Vorder- bzw.  
Hinterfront oder den Seitenfronten an der Straße liegt. Das gilt 
jedoch nicht, wenn ein Geländestreifen zwischen Straße und 
Grundstück nach § 2 Straßen und Wegegesetz weder dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet noch Bestandteil der Straße ist. 

 
 

rung zu beseitigen. Unberührt bleibt die Verpflichtung des Rei-
nigungspflichtigen, die Verunreinigung zu beseitigen, soweit 
ihm dies zumutbar ist. 

 
(2) Eine über das übliche Maß hinausgehende Verschmutzung 

liegt insbesondere bei Ausscheidungen von Hunden, Pferden 
und anderen Tieren vor. Eine Verunreinigung durch Hundekot, 
Pferdeäpfel o. ä. ist unmittelbar nach dem Absetzen von Der- 
oder Demjenigen zu beseitigen, die oder der das Tier ausführt. 
Ist nicht feststellbar, wer das Tier führt oder geführt hat, trifft 
diese Pflicht die Halterin oder den Halter. Die Gemeinde kann 
die Verunreinigung auf Kosten der Halterin oder des Halters 
bzw. der sonstigen Verursacherin oder des sonstigen Verursa-
chers beseitigen. 

 
 

 

 

           § 6 

Ordnungswidrigkeiten  

Wer vorsätzlich oder fahrlässig die ihm durch diese Satzung auferlegte Rei-

nigungspflicht nicht erfüllt, handelt ordnungswidrig gemäß des § 56 (1) Ziffer 

6 des Straßen- und Wegegesetzes. Diese Ordnungswidrigkeit kann mit 

einer Geldbuße bis zu 511 € geahndet werden gemäß des § 56 (2) des 

Straßen- und Wegegesetzes. 

. 
 

 

 
§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 56 Straßen- 

und Wegegesetz. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. der Reinigungspflicht nach §§ 2 oder 5 dieser Satzung 
nicht nachkommt, oder 

2. gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser Satzung ver-
stößt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann laut § 56 Absatz 2 Straßen- und 

Wegegesetz mit einer Geldbuße bis zu 511 Euro geahndet 
werden.  

 
 

 



 

  
§ 7 

Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung ist die Ge-

meinde berechtigt, die erforderlichen personen- und grund-
stücksbezogenen Daten zu erheben, zu speichern, zu verwen-
den und weiter zu verarbeiten. 

 
Sie ist insbesondere zur Erhebung und Verarbeitung folgender 
Daten berechtigt: 

a) Daten über die Eigentumsverhältnisse, dinglichen Rechts-
verhältnisse und sonstigen Grundstücksverhältnisse aus 
Grundsteuer- und Grundbuchakten sowie aus dem Lie-
genschaftsbuch des Katasteramtes, 

b) Daten, die ihr im Zusammenhang mit gesetzlichen, schuld-
rechtlichen oder dinglichen Vorkaufsrechten oder anderen 
Verwaltungsverfahren (z.B. Baugenehmigungsverfahren) 
bekannt geworden sind, 

c) Daten aus den Melderegistern, auch anderer Meldebehör-
den, hinsichtlich der Anschriften der Reinigungspflichtigen, 
sofern die Vorschriften des Landesmeldegesetzes nicht 
entgegenstehen, 

d) sonstige Daten aus Katasterunterlagen über die Grund-
stücksverhältnisse, insbesondere auch zur Abgrenzung öf-
fentlicher und privater Grundstücksflächen, 

e) Daten, die aufgrund örtlicher Feststellungen erhoben wur-
den bzw. erhebbar sind. 

 
(2) Die Reinigungspflichtigen gemäß § 2 sind zur Mitwirkung bei 

der Erhebung der erforderlichen Daten verpflichtet. Die Reini-
gungspflichtigen haben insbesondere die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen sowie Unterlagen zum Nachweis zu erbrin-
gen. Für die Löschung der Daten finden die Vorschriften des 

 



Landesdatenschutzgesetzes Anwendung. 
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Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen 
in der Gemeinde Moorrege (Straßenreinigungs-

satzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 4, 17 und 18 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und des 
§ 45 Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein wird nach Beschluss-
fassung der Gemeindevertretung vom                       folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Reinigungspflicht 

 
(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen 
Ortslagen, bei Bundes- und Landesstraßen jedoch nur innerhalb der Ortsdurch-
fahrten, als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigungspflicht nicht nach § 2 
anderen übertragen wird. 

 
(2) Die Reinigungspflicht der Gemeinde umfasst die Reinigung der Fahrbahnen, der 

Gehwege sowie in den verkehrsberuhigten Bereichen der Mischverkehrsflächen. 
Die Fahrbahnen beinhalten auch die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die 
Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege. Gehwege sind diejenigen Teile der 
Straße, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen ist oder aber geboten ist. 
Die gemeinsamen Rad- und Gehwege laut § 41 Absatz 2 Straßenverkehrsord-
nung gelten als Gehwege. 

 
(3) Die Reinigung umfasst auch den Winterdienst. Der Winterdienst beinhaltet das 

Schneeräumen auf den Fahrbahnen, Gehwegen und Mischverkehrsflächen sowie 
bei Schnee- und Eisglätte das Bestreuen der Gehwege, Fußgängerüberwege, 
Mischverkehrsflächen und der besonders gefährlichen Stellen auf den Fahrbah-
nen, bei denen die Gefahr auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar ist. 

 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht wird in der Frontlänge der anliegenden Grundstücke den 

Eigentümern für die im Verzeichnis aufgeführten Straßen (Anlage) auferlegt. 
 
Die Reinigungspflicht für Anlieger der Straßen der Reinigungsklasse 1 umfasst 
die nachstehenden Nummern 1 – 13. 
 
Die Reinigungspflicht für Anlieger der Straßen der Reinigungsklasse 2 umfasst 
lediglich die nachstehenden Nummern 3 – 13. 
 

1. Fahrbahnen und Mischverkehrsflächen, 
2. Rinnsteine, 
3. Bordsteine, 

TOP Ö  20TOP Ö  20
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4. Gehwege, 
5. Wohnwege, 
6. Fußgängerstraße, 
7. begehbare Seitenstreifen (befestigt und unbefestigt), 
8. die als Kfz-Parkplatz gekennzeichneten Flächen, 
9. Grünflächen zwischen Grundstück und Gehweg sowie Grünflächen zwi-

schen Gehweg und Fahrbahn, 
10. Gräben, 
11. Grabenverrohrungen, die dem Grundstücksanschluss dienen, 
12. Hydranten und Hydrantenschilder, sowie 
13. Straßeneinläufe. 
 

Sind die Grundstückseigentümer beider Straßenseiten reinigungspflichtig, er-
streckt sich die jeweilige Reinigungspflicht bis zur Straßenmitte. 
 

(2) Anstelle des Grundstückseigentümers trifft die Reinigungspflicht 
1. den Erbbauberechtigten, 
2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück selbst nutzt, 
3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze Wohngebäude zur 

Nutzung überlassen ist. 
 

(3) Wer zur persönlichen Erfüllung einer ihm oder ihr obliegenden Reinigungspflicht 
nicht in der Lage ist, hat eine geeignete Person mit der Reinigung zu beauftragen. 
Der oder die Reinigungspflichtige bleibt gleichwohl für die Erfüllung der Reini-
gungspflicht verantwortlich. 

 
(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung 

gegenüber der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an seiner 
Stelle übernehmen, wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewie-
sen wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie 
die Haftpflichtversicherung besteht. 

 
 

§ 3 
Art und Umfang der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Reinigungspflicht umfasst die Säuberung der in § 2 Absatz 1 genannten Stra-

ßenteile einschließlich der Beseitigung von Abfällen geringen Umfangs sowie 
Laub. Wildwachsende Kräuter sind zudem von den Straßenteilen zu entfernen. 

 
(2) Fahrbahnen und Gehwege sind nach Bedarf, jedoch mindestens zu jedem ersten 

Sonnabend im Monat, zu säubern. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die 
Hydranten sind sauber zu halten. Hydrantenschilder sind bei Bedarf freizuschnei-
den. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. Bei frostfreier Witterung ist 
mit leichter Bewässerung der Staubentwicklung vorzubeugen. Kehricht und sons-
tiger Unrat sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich zu entfernen. 

 
(3) Die Geh- und Wohnwege sind in einer Breite von mindestens 1,00 m von Schnee 

freizuhalten. In den Mischverkehrsflächen der verkehrsberuhigten Bereiche ist 
beim Winterdienst von den Anliegern ein Streifen von mindestens 1,00 m Breite, 
gemessen von der jeweiligen gemeinsamen Grenze zwischen den anliegenden 
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Grundstücken und der öffentlichen Verkehrsfläche, zu räumen und zu streuen. 
Bei Eis- und Schneeglätte sind die Fußgängerüberwege und die besonders ge-
fährlichen Stellen auf den von den Grundstückseigentümern zu reinigenden Flä-
chen zu bestreuen, hierbei sind abstumpfende Mittel vorrangig einzusetzen. 

 
 
(4) Auf Geh- und Wohnwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei die 

Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich unter-
bleibt; ihre Verwendung ist nur dann angebracht, wenn 

 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisregen) durch den Ein-

satz von abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen 
ist, 

b) an besonders gefährlichen Stellen an Gehwegen, z.B. an Rampen, durch 
den Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu 
erzielen ist. 

 
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auf-
tauenden Materialien bestreut, salzhaltige oder sonstige auftauende Mittel enthal-
tender Schnee darf auf ihnen nicht abgelagert werden. 
 
Gleiches gilt für Straßen oder Straßenabschnitte, in denen ein besonderer Geh-
weg nicht ausgewiesen ist sowie für verkehrsberuhigte Bereiche. 
 

(5) Gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich nach Beendigung 
des Schneefalls bzw. nach Entstehen der Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr 
gefallener Schnee bzw. entstandene Glätte ist bis 7.00 Uhr des Folgetages zu 
beseitigen. Ist der Folgetag ein Sonn- oder Feiertag, hat die Beseitigung bis 8.00 
Uhr zu erfolgen. 

 
(6) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die 

Gehwege sowie die Flächen vor und in den Fahrgastunterständen so von Schnee 
freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang 
zum Verkehrsmittel gewährleistet ist. 

 
(7) Schnee und Eis sind auf dem nicht an die Fahrbahn grenzenden Teil des Geh-

weges – also zu den Grundstücken hin – unter Berücksichtigung der Zuwegung 
zu den Hauseingängen zu lagern. Die Lagerung muss die Passierbarkeit des 1 m 
breiten geräumten Wegteils erlauben. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen, die 
Hydranten und die Hydrantenschilder sind von Eis und Schnee freizuhalten. 
Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den Gehweg oder die Fahr-
bahn geschafft werden. 

 
 

§ 4 
Grundstücksbegriff 

 
(1) Die Grundstücke sind grundsätzlich nach den steuerrechtlichen Bestimmungen zu 

bewerten. 
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(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt auch ein Grundstück, das durch einen 
Graben, eine Böschung, einen Grünstreifen, eine Mauer oder in ähnlicher Weise 
vom Gehweg oder von der Fahrbahn getrennt ist, gleich, ob es mit der Vorder-, 
der Rück- oder mindestens einer Seitenfront an einer Straße liegt. Satz 1 gilt 
nicht, wenn ein Geländestreifen zwischen Straße und Grundstück nach § 2 Stra-
ßen und Wegegesetz weder dem öffentlichen Verkehr gewidmet noch Bestandteil 
der Straße ist. 

 
 

§ 5 
Außergewöhnliche Verunreinigung 

 
(1) Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus verunreinigt, hat die 

Verunreinigung gemäß § 46 Straßen- und Wegegesetz ohne Aufforderung und 
ohne schuldhafte Verzögerung zu beseitigen. Unberührt bleibt die Verpflichtung 
des Reinigungspflichtigen, die Verunreinigung zu beseitigen, soweit ihm dies zu-
mutbar ist. 

 
(2) Eine über das übliche Maß hinausgehende Verschmutzung liegt insbesondere bei 

Ausscheidungen von Hunden, Pferden und anderen Tieren vor. Eine Verunreini-
gung durch Hundekot, Pferdeäpfel o. ä. ist unmittelbar nach dem Absetzen von 
Der- oder Demjenigen zu beseitigen, die oder der das Tier ausführt. Ist nicht fest-
stellbar, wer das Tier führt oder geführt hat, trifft diese Pflicht die Halterin oder 
den Halter. Die Gemeinde kann die Verunreinigung auf Kosten der Halterin oder 
des Halters bzw. der sonstigen Verursacherin oder des sonstigen Verursachers 
beseitigen. 

 
 

§ 6 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 56 Straßen- und Wegegesetz. 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. der Reinigungspflicht nach §§ 2 oder 5 dieser Satzung nicht nachkommt, 
oder 

2. gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser Satzung verstößt. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann laut § 56 Absatz 2 Straßen- und Wegegesetz mit 
einer Geldbuße bis zu 511 Euro geahndet werden.  
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§ 7 

Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung ist die Gemeinde berechtigt, die 

erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten zu erheben, zu spei-
chern, zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 
Sie ist insbesondere zur Erhebung und Verarbeitung folgender Daten berechtigt: 

a) Daten über die Eigentumsverhältnisse, dinglichen Rechtsverhältnisse und 
sonstigen Grundstücksverhältnisse aus Grundsteuer- und Grundbuchakten 
sowie aus dem Liegenschaftsbuch des Katasteramtes, 

b) Daten, die ihr im Zusammenhang mit gesetzlichen, schuldrechtlichen oder 
dinglichen Vorkaufsrechten oder anderen Verwaltungsverfahren (z.B. Bau-
genehmigungsverfahren) bekannt geworden sind, 

c) Daten aus den Melderegistern, auch anderer Meldebehörden, hinsichtlich 
der Anschriften der Reinigungspflichtigen, sofern die Vorschriften des Lan-
desmeldegesetzes nicht entgegenstehen, 

d) sonstige Daten aus Katasterunterlagen über die Grundstücksverhältnisse, 
insbesondere auch zur Abgrenzung öffentlicher und privater Grundstücksflä-
chen, 

e) Daten, die aufgrund örtlicher Feststellungen erhoben wurden bzw. erhebbar 
sind. 

 
(2) Die Reinigungspflichtigen gemäß § 2 sind zur Mitwirkung bei der Erhebung der 

erforderlichen Daten verpflichtet. Die Reinigungspflichtigen haben insbesondere 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen zum Nachweis zu er-
bringen. Für die Löschung der Daten finden die Vorschriften des Landesdaten-
schutzgesetzes Anwendung. 

 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der Gemeinde Moorrege vom 
22.07.1992  außer Kraft.  
 
 
Moorrege,  
 
 

(S) 
 
 
Gemeinde Moorrege 
Der Bürgermeister 





Straßenverzeichnis  

(Anlage zu § 2 Abs. 1 Satzung über die  

Reinigung der öffentlichen Straßen in der 

Gemeinde Moorrege)  

Reiniqunqsklasse 1  

lfd. 

Nr. 

Straße 

  
1. Achter de Schün 

2. Achtermoor 

3. Achtern Barg 

4. Am Häg 

5. Am Schloß 

6. 

 

Am Täberg 

7. Amselweg 

8. Amtsstraße 

9. An der Düne 

10. An der Tonkuhle 

11. Bauland 

12. Bauländer Weg 

13. Beesenweide 

14. Bergstraße 

15. Birkenweg 

16. Deichweg 

17. Drosselweg 

18. Dünenweg 

19. Eggerstedts Kamp 

20. Eichenweg 

21. Fasanenweg 

22. Glinder Weg 

23. Glindhof 

24. Grothar 

25. Grothenpohl 

26. Hamburger Straße 

27. Haselauer Chaussee 

28. Haselweg 

29. Heidreger Ring 

30. Heistmer Weg 

31. Im Schlosspark 

32. Industriestraße 

33. Kastanienallee 

34. Kirchenstraße 
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35. Klevendeicher Chaussee 

36. Klinkerstraße 

37. Klöterbarg 

38. Lander 

39. Lehmkuhlweg 
40. Lerchenweg 

41. Lusbusch 

42. Meisenweg 

43. Moorkamp 

44. Moorreger Deich 

45. Mühlenweg 

46. Münsterweg 

47. Ohlenkamp 

48. Op de Wisch 

49. Parallelstraße 

50. Rehwisch 

51. Rosenkoppel 
52. Schmiedeweg 

53. Schulkoppel 

54. Schwalbenweg 

55. Siedlerweg 

56. Stadtkoppelweg 
57. Twiete 
58. Voßmoor 

59. Werftweg  

Reiniqunqsklasse 2 

lfd. 
Nr. 

Straße 

1.   Moorreger Chaussee 
2. Pinneberger Chaussee 

3. Wedeler Chaussee 
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